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Besteuerung von Firmenwagen in Zeiten von Corona und Homeoffice

Sehr geehrte Damen und Herren,

in Zeiten von Corona fahren Arbeitnehmer (m/w/d) – im Folgenden „AN“ – nicht mehr 
regelmäßig zur ersten Tätigkeitsstätte, sondern arbeiten auf Anordnung des Arbeitge-
bers – im Folgenden „ArbG“ – überwiegend vom Homeoffice aus. Der pauschale Sach-
bezug für die Nutzung des Firmenwagens für Fahrten zwischen Wohnung und Tätig-
keitsstätte wird weiterhin monatlich versteuert. Welche Möglichkeiten hat der AN, um 
diesen pauschalen Sachbezug für die Zeit im Homeoffice zu unterbrechen? 

Überlässt ein ArbG einem AN ständig einen PKW unentgeltlich auch zur privaten Nut-
zung, handelt es sich um einen geldwerten Vorteil, der zum steuerpflichtigen Gehalt 
gehört. In der Gehaltsabrechnung wird der geldwerte Vorteil regelmäßig nach der 
1%-Regelung zuzüglich der monatlichen pauschalen Bewertung mit 0,03% des Brutto-
listenpreises für jeden Entfernungskilometer zwischen Wohnung und Tätigkeitsstätte 
angesetzt (z.B.: Bruttolistenpreis des PKW 40.000 € und 25 Entfernungskilometer: 
0,03% von 40.000 € x 25 km x 12 Monate = 3.600 €).

Fährt der AN jedoch in Zeiten von Corona nur gelegentlich von zu Hause zur Tätigkeits-
stätte (z.B. insgesamt 67 Fahrten in 2020), ist die Bewertung nach Einzelfahrten zu 
empfehlen. Danach ist jede einzelne Fahrt mit 0,002% des Bruttolistenpreises je Ent-
fernungskilometer anzusetzen, bis max. 180 Fahrten p.a. (z.B.: 0,002% von 40.000 € 
x 25 km x 67 Tage = 1.340 €).

Die Einzelbewertung ist vorteilhaft, wenn der AN seine Tätigkeitsstätte an weniger als 
180 Arbeitstagen aufsucht.

Der AN hat die Möglichkeit im Rahmen seiner Einkommensteuerveranlagung für das 
gesamte Kalenderjahr zur Einzelbewertung zu wechseln; er ist nicht an die im Lohn-
steuerabzugsverfahren angewandte 0,03%-Regelung gebunden. In seiner Einkom-
mensteuererklärung  muss der AN hierzu darlegen, an welchen Tagen (mit Datumsan-
gabe) er den Firmen-PKW tatsächlich für Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte 
genutzt hat und muss zudem durch eine Gehaltsabrechnung oder Bescheinigung des 
ArbG glaubhaft machen, in welcher Höhe der ArbG im Rahmen der monatlichen pau-
schalen Bewertung den geldwerten Vorteil nach der 0,03%-Methode bei der Gehalts-
abrechnung bereits berücksichtigt und versteuert hat.
 
Der ArbG muss sich kalenderjährlich für die Gehaltsabrechnung entweder auf die mo-
natliche pauschale Bewertungsmethode oder die Einzelbewertung festlegen. Ein 
Wechsel der Bewertungsmethode darf während des Kalenderjahres nicht vorgenom-
men werden.

Mit freundlichen Grüßen

Eduard Kollar
Geschäftsführender Gesellschafter bei DORNBACH
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Steuerart	 Fälligkeit	 Ende der Schonfrist bei Zahlung durch
		
		  Überweisung 5	 Scheck 6

	 10.12.20202	 14.12.2020	 07.12.2020

	 10.12.2020	 14.12.2020	 07.12.2020

	 10.12.2020	 14.12.2020	 07.12.2020

	 10.12.20204	 14.12.2020	 07.12.2020

	 16.11.20204	 19.11.2020	 16.11.2020

	 Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind zeitgleich mit einer 
	 erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zuständige Finanzamt abzuführen.

	 28.12.2020	 entfällt	 entfällt

  Termine Dezember 2020	

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und Sozialabgaben fällig werden:

2Für den abgelaufenen Monat.

4Für den abgelaufenen Monat, bei Dauer- 
fristverlängerung für den vorletzten Monat, 
bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfristver-
längerung für das abgelaufene Kalender-
vierteljahr.

5Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohn- 
steueranmeldungen müssen grundsätzlich 
bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum 
folgenden Monats (auf elektronischem 
Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf 
einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist 
der nächste Werktag der Stichtag. Bei 
einer Säumnis der Zahlung bis zu drei 

Tagen werden keine Säumniszuschläge 
erhoben. Eine Überweisung muss so 
frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung 
auf dem Konto des Finanzamts am Tag der 
Fälligkeit erfolgt.

6Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, 
dass die Zahlung erst drei Tage nach Ein- 
gang des Schecks beim Finanzamt als er- 
folgt gilt. Es sollte stattdessen eine Ein- 
zugsermächtigung erteilt werden.

7Die Sozialversicherungsbeiträge sind ein- 
heitlich am drittletzten Bankarbeitstag des 
laufenden Monats fällig. Um Säumniszu-
schläge zu vermeiden, empfiehlt sich das 

Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkas-
sen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für 
die Beitragsnachweise. Diese müssen der 
jeweiligen Einzugsstelle bis spätestens 
zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 
22.12.2020, 0 Uhr) vorliegen. Regionale 
Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind 
ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchfüh-
rung durch extern Beauftragte erledigt, 
sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 
zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an 
den Beauftragten übermittelt werden. Dies 
gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf 
einen Montag oder auf einen Tag nach 
Feiertagen fällt.

Lohnsteuer, Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag

Einkommensteuer,
Kirchensteuer,
Solidaritätszuschlag

Körperschaftsteuer,
Solidaritätszuschlag

Umsatzsteuer

Gewerbesteuer

Kapitalertragssteuer,
Solidaritätszuschlag

Sozialversicherung 7
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  Beratungen zum Jahressteuer-   
  gesetz – Finanzminister setzen   
  sich für zusätzliche steuerliche   
  Anreize für das Ehrenamt ein  

Bereits im Mai 2019 haben die Finanzmi-
nister der Länder das Bundesfinanzminis-
terium gebeten, einen Gesetzentwurf 
vorzulegen, der das steuerliche Gemein-
nützigkeitsrecht verbessert. Die Bundesre-
gierung hat dies bisher nicht aufgegriffen. 
Die Finanzminister der Länder haben am 
09.10.2020 über den Bundesrat ihre 
Vorschläge dazu in die Beratungen zum 
Jahressteuergesetz 2020 eingebracht.
Ziel ist es, dass mit dem Jahressteuerge-
setz 2020 neue Anreize für das Ehrenamt 
gesetzt und Vereinfachungen erreicht 
werden:
•	�Durch eine Erhöhung des Freibetrags für 

Übungsleiter von derzeit 2.400 Euro auf 
3.000 Euro und eine Anhebung der Ehren-
amtspauschale von 720 Euro auf 840 Euro
soll der Einsatz ehrenamtlich Tätiger 
gewürdigt werden.

•	�Zukünftig sollen zudem kleinere Vereine 
mit jährlichen Einnahmen von 45.000 
Euro oder weniger nicht den strengen 
Maßstäben der zeitnahen Mittelverwen-
dung unterliegen. Die Regelung trägt für 
die zahllosen kleineren Vereine zu einem 
sehr sinnvollen Bürokratieabbau bei – 
und auch die zuständigen Finanzämter 
werden entlastet.

•	�Gleiches gilt für die notwendige Anhe-
bung der Freibeträge bei der Körper-
schaft- und der Gewerbesteuer. Die An- 
passungen würden – bei einer nur ge- 
ringen Auswirkung auf das Steuerauf-
kommen – zu großen Erleichterungen für 
die betroffenen Körperschaften führen. 
Auch deshalb, weil bei Gewinnen in 
steuerpflichtigen wirtschaftlichen Ge- 
schäftsbetrieben von höchstens 7.500 
Euro keine gesonderte Gewinnermittlung 
mehr eingereicht werden müsste.

•	�Erstmalig sollen Holdingstrukturen im 
Gemeinnützigkeitsrecht und damit auch 
moderne Konzernstrukturen im gemein-
nützigen Bereich ermöglicht werden.

  Steuerliche Auswirkung bei   
  Arbeiten im Ausland  

Wer vorübergehend im Ausland arbeitet, 
sollte sich vorab erkundigen, welche 
steuerrechtlichen Regeln gelten. Neben 
den deutschen Regeln muss man unter 
Umständen auch das ausländische 
Steuerrecht und – wenn vorhanden – die 
Abkommen zur Doppelbesteuerung beider 
Staaten beachten.
Laut deutschem Einkommensteuergesetz 
gilt, dass eine Person dort, wo sie ihren 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalts-
ort hat, Steuern zahlen muss. Wenn ein 
Arbeitnehmer seinen Wohnsitz daher in 
Deutschland beibehält, ist er hier weiter- 
hin unbeschränkt steuerpflichtig, muss 
also das gesamte inländische und aus- 
ländische Einkommen versteuern. Dieses 
Welteinkommen erstreckt sich nämlich 
auch auf die im Ausland erzielten Einkünfte
 aus nichtselbständiger Tätigkeit – unab-
hängig davon, ob den Lohn weiterhin der 
inländische Arbeitgeber oder z. B. eine 
ausländische Tochterfirma zahlt.
Anders ist die Beurteilung, wenn ein Arbeit-
nehmer seinen Wohnsitz in Deutschland 
vollständig aufgibt, denn dann ist der 
Arbeitnehmer in der Regel hierzulande nur 
noch mit Einkünften beschränkt steuer-
pflichtig, deren Quellen auch in Deutsch-
land liegen.

  Zeitarbeiter: Entfernungspau-   
  schale oder Reisekosten bei   
  Fahrten zwischen Wohnung und   
  Tätigkeitsstätte  

Das Finanzgericht Niedersachsen ent-
schied, dass Arbeitnehmer, die in einem 
unbefristeten Arbeitsverhältnis zu einem 
Zeitarbeitsunternehmen stehen, auch dann 
nur die Entfernungspauschale für ihre Fahr- 
ten zwischen Wohnung und Tätigkeitsstätte 
geltend machen können, wenn das Zeit- 
arbeitsunternehmen mit dem jeweiligen 
Entleiher des Arbeitnehmers eine Befris-
tung der Tätigkeit vereinbart hat.
Eine entsprechende Klage hatte vor dem 
Finanzgericht Niedersachsen keinen Erfolg. 
Das Finanzamt habe zu Recht die Fahrten 
des Klägers mit seinem privaten Pkw von 

seiner Wohnung zu seinem Einsatzort nur 
mit der Entfernungspauschale berücksich-
tigt. Der Kläger habe an seinem Einsatzort 
seine erste Tätigkeitsstätte, denn er war 
diesem Einsatzort dauerhaft zugeordnet. 
Entgegen der Auffassung des Klägers han- 
dele es sich bei seinem Einsatz nicht um 
einen Fall der Kettenabordnung (Finanzge-
richt Niedersachsen, Urteil 1 K 382/16 vom 
28.05.2020; Revision eingelegt (BFH-Az.: VI 
R 32/20)).

  Geltendmachung vom Vermieter   
  gezahlter haushaltsnaher   
  Dienstleistungen nur mit   
  Nachweis  

Ein Ehepaar wohnte in einer vom Eigentü-
mer gemieteten Eigentumswohnung. Die 
Verwaltung der Wohnungseigentümerge-
meinschaft erfolgte durch eine Hausver-
walterin. Sie verlangten steuerliche Be- 
rücksichtigung diverser Handwerkerleis-
tungen und haushaltsnaher Dienstleistun-
gen. Dazu legten sie eine Aufstellung des 
Vermieters zur Abrechnung von Mietneben-
kosten, eine Hausgeldabrechnung der 
Hausverwaltung gegenüber dem Vermieter 
und eine Betriebskosten-Abrechnung  
vor. Das Finanzamt erkannte die Kosten 
nicht an.
Das Finanzgericht Niedersachsen hielt das 
für rechtmäßig. Eine steuerlich als Nach- 
weis anzuerkennende Jahresabrechnung 
erfordere, dass die auf den einzelnen 
Wohnungseigentümer und Mieter entfal-
lenden Aufwendungen für haushaltsnahe 
Beschäftigungsverhältnisse und Dienst-
leistungen sowie für Handwerkerleistun-
gen gesondert aufgeführt seien. Aus der 
Jahresabrechnung müsse sich eindeutig 
ergeben, dass die dort aufgeführten Be- 
träge berücksichtigungsfähig seien, ins- 
besondere, wie hoch der Anteil der steuer-
begünstigten Arbeitskosten sei und ob 
diese unbar bezahlt wurden. Diese An- 
forderungen seien hier nicht erfüllt ge- 
wesen (Finanzgericht Niedersachsen, 
Urteil 4 K 120/18 vom 08.05.2020, Re- 
vision eingelegt BFH-Az. VI R 24/20).
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  Pendlerpauschale steigt ab 2021  

Arbeitnehmer mit längeren Fahrwegen 
sollen ab dem kommenden Jahr steuerlich 
entlastet werden. Ab 2021 steigt die Pend- 
lerpauschale ab dem 21. Entfernungskilo-
meter von 30 auf 35 Cent, von 2024 an 
noch weiter auf 38 Cent pro Kilometer. 
Diesen Betrag darf ein Arbeitnehmer pro 
Arbeitstag vom zu versteuernden Einkom-
men abziehen. Dabei zählt die einfache 
Entfernung. Die erhöhte Pendlerpauschale 
soll zunächst bis 2026 gelten.
Geringverdiener, die mit ihrem zu versteu-
ernden Einkommen unterhalb des Grund- 
freibetrags liegen und deshalb keine 
Steuern zahlen müssen, bekommen eine 
sog. Mobilitätsprämie. Sie erhalten ab 
dem 21. Kilometer 14 Prozent der erhöhten 
Pendlerpauschale - also 4,9 Cent. Bei 
einem kürzeren Arbeitsweg besteht jedoch 
kein Anspruch.

  Spenden steuermindernd geltend   
  machen – auch Sach- und   
  Zeitspenden  

Spenden mindern die Einkommensteuer, 
wenn sie an steuerbegünstigte Organisati-
onen gehen. Zu diesen Organisationen 
gehören z. B. Kirchen, Universitäten, staat- 
liche Museen, gemeinnützige Vereine und 
Stiftungen sowie politische Parteien. Sie 
können grundsätzlich als Sonderausgaben 
geltend gemacht werden. Spenden müs- 
sen nicht zwingend Geldbeträge sein. 
Auch Sachen oder Zeit können gespendet 
und steuerlich geltend gemacht werden. 
Sachspenden haben einen einfach zu er- 
mittelnden Wert, wenn sie neu sind – ge-
braucht hat ein Gegenstand dagegen den 
Wert, den er bei einem Verkauf erzielen 
würde. Wenn jemand Zeit spendet, sollte 
vorher mit der Organisation eine Vergütung 
festgelegt werden, auf die dann aber spä- 
ter verzichtet wird. Diese ausbleibende 
Vergütung entspricht dann dem Spenden-
betrag. Lassen Sie sich eine Spendenquit-
tung für das Finanzamt ausstellen. Bei 
kleineren Spenden bis zu 200 Euro reicht 
auch der Einzahlungsbeleg oder die 
Buchungsbestätigung der Bank.

  Kindergeld für ein ausbildungs-   
  unfähig erkranktes Kind –  
  Anforderungen an den Nachweis   
  der Erkrankung  

Es besteht keine Rechtsgrundlage dafür, 
ein Kind nur dann als ausbildungsunfähig 
erkrankt anzusehen, wenn das voraus-
sichtliche Ende der Erkrankung ärztlich 
bescheinigt ist.
Nach Auffassung des Finanzgerichts Schles-
wig-Holstein wird eine solche Sichtweise 
den besonderen medizinischen Herausfor-
derungen der Therapie psychisch erkrank-
ter Kinder nicht gerecht. Soweit im Hin- 
blick auf die Dauer einer Erkrankung Zwei- 
fel an der Richtigkeit vorgelegter ärztlicher 
Bescheinigungen bestehen sollten, seien 
diese im Rahmen einer Einzelfallüberprü-
fung abzuklären (Finanzgericht Schleswig-
Holstein, Mitteilung vom 30.09.2020 zum 
Urteil 3 K 1/18 vom 21.01.2020).
Auf die Nichtzulassungsbeschwerde der 
Familienkasse hin hat der Bundesfinanz-
hof die Revision zugelassen (BFH-Az.: III R 
43/19).

  Die Bewertung unfertiger   
  Leistungen am Bilanzstichtag  

Bei der Erstellung des Jahresabschlusses 
müssen auch die noch nicht fertigen Leis- 
tungen bewertet werden. Im Grundsatz 
müssen dabei die bis zum Bilanzstichtag 
angefallenen Anschaffungs- oder Herstel-
lungskosten angesetzt werden.
Besondere Schwierigkeiten bei der Bewer- 
tung bereiten häufig die angefangenen 
Arbeiten des Bauhaupt- oder Nebengewer-
bes. Bei diesen unfertigen Leistungen 
müssen zunächst die Herstellungskosten 
ermittelt werden. Dies erfolgt nach den 
Regeln des Handelsrechts unter Berück-
sichtigung von steuerlichen Besonderhei-
ten (AfA nach Steuerrecht, kein Ansatz 
eines Unternehmerlohns). Ausgangsgröße 
dafür sind die Einzel- und Gemeinkosten 
auf der Basis einer Kostenträgerrechnung. 
Der auf diese Art gefundene Wert muss 
aber noch korrigiert werden, wenn der 
Erlös für die fertige Leistung niedriger ist 
als die angefallenen und bis zur Übergabe 
der sonstigen Leistung noch anfallenden 

Herstellungskosten und sonstigen Selbst- 
kosten. Liegt ein solcher Fall vor (=Verlust-
auftrag), dann muss durch einen Abschlag 
von den Herstellungskosten der Verlust 
bereits im Jahresabschluss vorgenommen 
werden, in dem der Auftrag angefangen 
wurde. Diese sog. verlustfreie Bewertung 
nimmt also der Verlust vorweg, vor Abrech- 
nung der Leistung im Folgejahr. Ein solcher-
art ermittelter Verlust kann nur durch eine 
Minderung des Bestandswertes für den 
jeweiligen Auftrag berücksichtigt werden. 
Der Bestand kann aber nur auf 0,00 Euro 
abgewertet werden, nicht darüber hinaus, 
dann läge eine im Steuerrecht nicht zu- 
lässige Rückstellung für nicht realisierte 
Verluste vor.
Die Höhe der erhaltenen Anzahlungen für 
den jeweiligen Auftrag kann für die Be- 
wertung nicht maßgebend sein. Häufig 
werden insbesondere durch öffentliche 
Auftraggeber zum Ende des Kalenderjahres 
Abschlagsrechnungen angefordert und 
beglichen, die dem Baufortschritt nicht 
entsprechen. Die Crux bei der Bewertung 
der unfertigen Arbeiten liegt also im We- 
sentlichen bei der Kalkulation der nach 
dem Bilanzstichtag noch anfallenden 
Kosten. Aus diesem Grund kann der even- 
tuelle Verlust am sichersten retrograd aus 
dem Ergebnis im laufenden Jahr bis zur 
Bilanzaufstellung abgeleitet werden.

  Abzug von Scheidungskosten im   
  Einkommensteuerrecht  

Kosten im Zusammenhang bzw. aus Anlass 
einer Ehescheidung können häufig einen 
großen Betrag ausmachen. Ein Abzug dieser
Aufwendungen in der Einkommensteuerer-
klärung als außergewöhnliche Belastung 
ist allerdings trotzdem wegen einer ab 2013
geltenden Regelung fast unmöglich.
Fallen allerdings Prozesskosten im Zusam-
menhang mit Unterhaltsleistungen für den 
Unterhaltsempfänger an, dann sind für 
ihn/sie diese Kosten als Werbungskosten 
bei den Einkünften aus den Unterhaltszah-
lungen abzugsfähig. Das gilt aber nur, wenn
der Unterhaltszahlende seine Aufwendun-
gen als Sonderausgaben abzieht, denn nur 
in diesem Fall sind die Bezüge steuerpflich- 
tig. Dies hat das Finanzgericht Münster 
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entschieden, dagegen läuft aber ein  
Revisionsverfahren vor dem Bundes- 
finanzhof.
Wird dagegen um Versorgungsausgleichs-
zahlungen gestritten, z. B. wegen Beam-
tenpensionsansprüchen oder Betriebsren-
ten, müssen die Kosten eines Rechtsstreits 
bei diesen Einkunftsarten als vorwegge-
nommene Werbungskosten erklärt werden.
Geht der Rechtsstreit für den Klagenden er-
folglos aus, können die Werbungskosten 
trotzdem im gleichen Umfang abgezogen 
werden, wie bei einem daraus folgenden 
Einkünftebezug. Der Unterhaltsleistende 
kann bei ihm angefallene Kosten aller-
dings nicht absetzen (Finanzgericht Müns- 
ter, Urteil 1 K 494/18 vom 03.12.2020; 
Revision eingelegt BFH-Az. VI R 1/20, X R 
7/20).

  Bemessungsgrundlage für die   
  Grunderwerbsteuer beim   
  Grundstückserwerb  

Die Grunderwerbsteuer ist nach § 9 GrEStG 
auf die jeweilige Gegenleistung zu entrich- 
ten. Als Gegenleistung kommen in Betracht:
    �beim Kauf:
    �der Kaufpreis einschließlich weiterer 

Leistungen des Erwerbers an den 
Verkäufer. Außerdem Leistungen des 
Erwerbers an andere Personen, die dafür 
auf den Erwerb des Grundstücks 
verzichten (z. B. bei einem bestehenden 
Vorkaufsrecht). Auch Leistungen eines 
Dritten an den Verkäufer, damit er dem 
Käufer das Grundstück verkauft. 

    �beim Tausch: 
    �der Wert des eingetauschten Gegen- 

standes und einer evtl. Zuzahlung.
    �bei der Enteignung:  

die Entschädigung des hoheitlichen 
Enteigners.

Besonderheiten hinsichtlich der Bemes-
sungsgrundlage bestehen für den Fall, 
dass der Grundstückserwerber nicht nur 
den unbebauten Grund und Boden erwirbt, 
sondern auch gleichzeitig mit dem Veräuße- 
rer oder einer von dieser bestimmten Per- 
son bzw. Gesellschaft einen Vertrag über 
die Errichtung eines Gebäudes abschließt. 
Wenn also der Erwerber hinsichtlich des 
„Ob“ und „Wie“ der Bebauung an den 

Veräußerer gebunden ist, gehört auch der 
Preis für die Bauleistung zur Gegenleis-
tung. Diese wesentliche Erhöhung der Be- 
messungsgrundlage beruht auf zahlrei-
chen, sehr ins Einzelne gehenden Urteilen 
des Bundesfinanzhofs.
Auf der anderen Seite fällt auf den anteili- 
gen Kaufpreis für mitverkaufte bewegliche 
Gegenstände keine Grunderwerbsteuer an. 
Das gilt auch dann, wenn es sich um mit 
dem Gebäude verbundene Einrichtungsge-
genstände, wie z. B. eine Einbauküche, 
eine Markise oder um Zubehör eines ge- 
werblich genutzten Grundstücks handelt. 
Das bedeutet, dass Ladeneinrichtungen 
und Betriebsvorrichtungen (wie z. B. Krä- 
ne, Bierleitungen, Hotelzimmer-Einrichtun-
gen) nicht zum Grundstück gehören und 
deren anteilige Gegenleistung nicht der 
Grunderwerbsteuer unterliegt. 
In diesen Fällen ist es also sinnvoll, den 
Erwerbspreis bereits im Kaufvertrag aufzu- 
teilen. Auch die auf eine Eigentumswoh-
nung entfallende anteilige Instandhal-
tungsrücklage gehört nicht zur Gegenleis-
tung für den Erwerb der Wohnung. Auch 
hierfür ist ein besonderer Ausweis im 
Kaufvertrag empfehlenswert.

  Bundesrat billigt Steuerbefreiung   
  für E-Autos  

Am 9. Oktober 2020 hat der Bundesrat die 
Verlängerung der zehnjährigen Steuerbe-
freiung für Elektrofahrzeuge gebilligt. Rei- 
ne Elektrofahrzeuge, die in der Zeit vom 
18. Mai 2011 bis 31. Dezember 2025 erst- 
mals zugelassen wurden bzw. werden, 
sind damit weiterhin von der Kfz-Steuer 
befreit. Die Befreiung ist bis zum 31. De- 
zember 2030 befristet, um einen Anreiz für 
die frühzeitige Anschaffung eines Elektro- 
fahrzeugs zu schaffen.
Für Verbrennungsmotoren orientiert sich 
die Kfz-Steuer künftig stärker am Schad-
stoff-Ausstoß der Fahrzeuge. Je nach Höhe 
der Emissionen steigt sie stufenweise von 
zwei bis auf vier Euro je Gramm Kohlen-
dioxid pro Kilometer an.
Die Hubraum-Besteuerung bleibt als zwei- 
ter Tarif-Baustein unverändert bestehen. 
Allerdings gilt künftig für emissionsarme 
Pkw bis zum Schwellenwert von 95 Gramm 

Kohlendioxid je Kilometer ein neuer Steuer-
freibetrag von 30 Euro. Fällt nur eine Steu- 
er auf den Hubraum an, müssen Autobesit-
zer auch nur den über 30 Euro hinausge-
henden Betrag zahlen. Diese Entlastung 
gilt für Autos, die ab Mitte Juni 2020 zu- 
gelassen wurden und ist bis Ende 2024 
befristet. Soweit die Steuervergünstigung 
bei einem Halterwechsel noch nicht ab- 
gelaufen ist, wird sie dem neuen Halter 
gewährt.
Zur Entlastung des Mittelstands entfällt 
künftig die bisherige Sonderregel für die 
Besteuerung bestimmter leichter Nutzfahr-
zeuge bis 3,5 Tonnen, die sowohl der Per- 
sonenbeförderung als auch dem Güter-
transport dienen (z. B. Kasten- oder Prit- 
schenwagen).
Das Gesetz wird nun über die Bundesregie-
rung dem Bundespräsidenten zur Unter-
zeichnung vorgelegt und anschließend im 
Bundesgesetzblatt verkündet. Es soll am 
Tag darauf in Kraft treten.

  Steuer-Identifikationsnummer   
  gewinnt an Bedeutung durch   
  Registermodernisierungsgesetz  

Das Kabinett hat am 23. September 2020 
den Gesetzentwurf zur Einführung und Ver- 
wendung einer Identifikationsnummer in 
der öffentlichen Verwaltung und zur Ände- 
rung weiterer Gesetze beschlossen. Mit 
diesem sog. Registermodernisierungsge-
setz wird die Steuer-Identifikationsnum-
mer als ein übergreifendes „Ordnungs-
merkmal“ für besonders relevante Register 
eingeführt.
Die Steuer-Identifikationsnummer soll zu 
einer Art Bürgernummer werden, die einer 
Behörde den einfachen Zugriff auf bereits 
vorhandene Daten zu einer Person bei ei- 
ner anderen Behörde ermöglicht. Erlaubt 
sein soll diese Abfrage allerdings nur, 
wenn die betroffene Person zustimmt. 
Vorgesehen ist, dass jeder Bürger die 
Möglichkeit erhält, über einen sicheren 
Zugang selbst einzusehen, welche Be- 
hörden welche Daten zu ihm ausgetauscht 
haben.
Zu den 56 Registern, in denen künftig zur 
Nutzung des neuen Verfahrens zusätzlich 
die Steuer-ID gespeichert werden soll, 
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gehören neben dem Melderegister u. a. 
auch das Ausländerzentralregister, be-
stimmte Dateien der Rentenversicherung, 
das nationale Waffenregister, das Insolvenz-
register und das Versichertenverzeichnis 
der Krankenkassen.

  Startschuss: Onlineportal zur   
  Überbrückungshilfe II für KMU   
  ist freigeschaltet  

Unter dem bundeseinheitlichen Portal 
www.ueberbrueckungshilfe-unternehmen.de
können kleine und mittelständische Un- 
ternehmen (KMU) sowie Soloselbständige 
und Freiberufler, die durch die staatlichen 
Maßnahmen zur Pandemie-Bekämpfung 
besonders stark von Umsatzeinbußen be- 
troffen sind, ab sofort weitere Überbrü-
ckungshilfen beantragen. Sie werden eben-
so wie die Hilfen der ersten Phase als Zu- 
schuss zu den betrieblichen Fixkosten ge- 
währt – allerdings mit einzelnen Verbesse-
rungen bei den Antragsvoraussetzungen. 
Der Deutsche Steuerberaterverband (DStV) 
ruft alle Berufsangehörigen dazu auf, den 
hilfesuchenden Unternehmen weiterhin 
als Unterstützer im Antragsverfahren zur 
Seite zu stehen.
Ebenso wie bei der Überbrückungshilfe I 
müssen auch bei der Überbrückungshilfe II 
die Umsatzrückgänge sowie die laufenden 
Fixkosten der antragstellenden Unterneh-
men im Rahmen des digitalisierten Antrags-
verfahrens dargelegt werden. Allerdings 
wurden die Grenzen bei den Umsatzrück-
gängen von bisher 60 % weiter abgesenkt: 
Antragsberechtigt sind jetzt bereits Unter- 
nehmen mit Umsatzrückgängen

•	�von mindestens 50 % in zwei aufeinan-
der folgenden Monaten im Zeitraum April 
bis August 2020 im Vergleich zu den 
jeweiligen Vorjahresmonaten oder

•	�von mindestens 30 % im Durchschnitt 
der Monate April bis August 2020 
gegenüber dem entsprechenden 
Vorjahreszeitraum.

Erstattet werden maximal 50.000 Euro  
pro Monat, wobei der Zuschuss zu den 
monatlichen betrieblichen Fixkosten 
erhöht wurde:

•	�90 % (bisher 80 %) der Fixkosten bei 
einem Umsatzrückgang von mehr als 70 %;

•	�60 % (bisher 50 %) der Fixkosten bei 
einem Umsatzrückgang zwischen 50 % 
und 70 % und

•	�40 % der Fixkosten bei einem Umsatz-
rückgang von mehr als 30 % (bisher  
mehr als 40 %) im Vergleich zum Vor-
jahresmonat.

Außerdem wurde die Schwelle, wonach 
KMU mit bis zu 5 Beschäftigten maximal 
9.000 Euro und mit bis zu 10 Beschäftigten 
maximal 15.000 Euro erhalten können, er- 
satzlos gestrichen und die Personalkosten-
pauschale von 10 % der förderfähigen Kos- 
ten auf 20 % erhöht. Schließlich sollen bei 
der Schlussabrechnung künftig nicht nur 
Rückforderungen, sondern auch Nachzah-
lungen möglich sein. Die Anträge können 
bis zum 31.12.2020 gestellt werden. Eine 
erneute Registrierung für Berater, die be- 
reits im Rahmen der ersten Phase der 
Überbrückungshilfe erfasst wurden, ist 
nicht erforderlich.
Detaillierte Informationen zur Antragsbe-
rechtigung und zum Bewilligungsverfahren 
sind auf der Webseite des Bundesministeri-
ums für Wirtschaft und Energie (BMWi)  
abrufbar. Dort findet sich ebenfalls ein  
umfangreicher FAQ-Katalog zu häufig ge- 
stellten Fragen, an dem die berufsständi-
schen Organisationen mitgearbeitet 
haben.

  Tantieme-Zufluss beim   
  beherrschenden Gesellschafter-   
  Geschäftsführer  

Einem beherrschenden Gesellschafter-
Geschäftsführer einer GmbH fließt eine 
Tantieme steuerlich bereits vor der Aus- 
zahlung zu, wenn er einen fälligen An- 
spruch auf die Tantieme gegen die GmbH 
hat und die GmbH zahlungsfähig ist. Soll 
die Tantieme nach der Tantiemevereinba-
rung erst einen Monat nach der Feststel-
lung des Jahresabschlusses der GmbH 
fällig sein, kommt es auch erst einen Monat
nach der Feststellung des Jahresabschlus-
ses der GmbH zu einem steuerlichen Zu- 
fluss der Tantieme beim beherrschenden 
Gesellschafter-Geschäftsführer, selbst 

wenn der Jahresabschluss verspätet auf- 
gestellt und festgestellt worden ist.
Hintergrund: Grundsätzlich fließen einem 
Arbeitnehmer Einnahmen erst mit der Aus- 
zahlung in bar oder mit der Gutschrift auf 
seinem Girokonto zu. Eine Ausnahme gibt 
es für beherrschende Gesellschafter einer 
GmbH, die mehr als 50 % der Stimmrechte 
haben: Bei ihnen kann ein sog. fiktiver Zu- 
fluss von Arbeitslohn angenommen werden,
wenn sie eine fällige und unbestrittene For-
derung gegen ihre GmbH haben und die 
GmbH zahlungsfähig ist. Denn sie haben 
es aufgrund ihrer Beherrschung in der Hand,
sich jederzeit den fälligen Betrag auszah-
len zu lassen.
Sachverhalt: Der Kläger war mit 51 % an 
der A-GmbH und mit 100 % an der B-GmbH 
beteiligt. Er war bei beiden Gesellschaften 
Geschäftsführer und sollte eine Tantieme 
erhalten. Nach der Tantiemevereinbarung 
sollte die Tantieme einen Monat nach Fest- 
stellung des Jahresabschlusses der jeweili-
gen GmbH fällig sein. Die Bilanzen der 
A-GmbH und der B-GmbH wurden jeweils 
im Dezember 2009 festgestellt. Das Finanz-
amt nahm einen fiktiven Zufluss der Tan- 
tieme beim Kläger noch im Dezember 2009 
an und erhöhte seine Einkünfte aus nicht- 
selbständiger Arbeit.
Entscheidung: Der Bundesfinanzhof (BFH) 
verneinte einen Zufluss im Jahr 2009 und 
gab der hiergegen gerichteten Klage statt:
•  �Ein fiktiver Zufluss setzt bei einem 

beherrschenden Gesellschafter einer 
GmbH voraus, dass er einen fälligen 
Anspruch gegen die GmbH hat. Zwar 
wird ein Tantiemeanspruch grundsätz-
lich mit der Feststellung des Jahresab-
schlusses fällig. Diese Fälligkeit kann 
aber vertraglich abbedungen werden.

•  �Im Streitfall war die Fälligkeit durch die 
Tantiemevereinbarung um einen Monat 
nach hinten verschoben worden, so dass
die Tantieme jeweils erst einen Monat 
nach Feststellung des Jahresabschlus-
ses fällig werden sollte. Da beide Jahres- 
abschlüsse erst im Dezember 2009 fest- 
gestellt wurden, trat die Fälligkeit der 
Tantieme jeweils erst im Januar 2010 ein 
und nicht mehr im Streitjahr 2009.

•  �Aus der Feststellung der beiden Jahres- 
abschlüsse im Dezember 2009 ergibt 

https://www.ueberbrueckungshilfe-unternehmen.de/UBH/Navigation/DE/Home/home.html
https://www.ueberbrueckungshilfe-unternehmen.de/UBH/Redaktion/DE/FAQ/FAQs/faq-liste-02.html
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geben. Wir bitten Sie daher, vor 
Entscheidungen auf der Grundlage 
dieser Informationen, diesbezüg-
lich mit uns Kontakt aufzunehmen.

sich keine Fälligkeit. Denn damit würde 
die vertragliche Vereinbarung zwischen 
dem Kläger und der A-GmbH bzw. der 
B-GmbH missachtet werden, die eine 
Fälligkeit erst einen Monat nach der 
Feststellung des jeweiligen Jahresab-
schlusses vorsah.

Hinweise: Die verspätete Feststellung des 
Jahresabschlusses für 2009 führte zu einer 
Verschiebung der Fälligkeit des Anspruchs 
des Klägers, die steuerlich zu beachten ist. 
Der BFH lässt aber offen, ob dies auch dann
gilt, wenn der Jahresabschluss zielgerich-
tet verspätet festgestellt wird, um die Fällig-
keit des Tantiemeanspruchs in einen ande- 
ren Veranlagungszeitraum zu verschieben. 
Dies könnte im Einzelfall ein Gestaltungs-
missbrauch sein; allerdings gab es im 
Streitfall keine Anhaltspunkte für einen 
Gestaltungsmissbrauch. 
Richtigerweise muss die Tantieme im Jahr 
2010 versteuert werden, selbst wenn sie 
erst in einem späteren Jahr ausgezahlt 
wird. Erfolgt die Auszahlung erst ab 2011, 
muss sie aber nicht noch einmal versteuert 
werden.

  Grunderwerbsteuer:   
  Kauf von Zubehör  

Wird bei einem Grundstückskauf auch Zu- 
behör erworben, unterliegt der auf den Kauf
des Zubehörs entfallende Kaufpreis nicht 
der Grunderwerbsteuer. Zum Zubehör ei- 
nes mit einem Einzelhandelsgeschäft be- 
bauten Grundstücks gehört die Ladenein-
richtung.
Hintergrund: Der Kauf eines Grundstücks 
ist grunderwerbsteuerbar. Was ein Grund- 
stück ist, richtet sich nach dem Zivilrecht.
Sachverhalt: Die Klägerin erwarb ein be- 
bautes Grundstück, auf dem sich ein Ein- 
zelhandelsgeschäft befand. Der Kaufver-
trag umfasste auch die Ladeneinrichtung 
des Geschäftes. Für den Kauf der Immobi-
lie einschließlich Ladeneinrichtung wurde 
ein Gesamtkaufpreis vereinbart, auf des- 
sen Grundlage das Finanzamt die Grunder-
werbsteuer berechnete. Hiergegen ging die 
Klägerin gerichtlich vor und erreichte vor 
dem Finanzgericht der ersten Instanz, dass 
der auf die Ladeneinrichtung entfallende 
Teil des Gesamtkaufpreises nicht der Grund-

erwerbsteuer unterworfen wurde. Hierge-
gen legte das Finanzamt eine Nichtzulas-
sungsbeschwerde beim Bundesfinanzhof 
(BFH) ein.
Entscheidung: Der BFH wies die Be-
schwerde des Finanzamts als unbegründet 
zurück:
•  �Grunderwerbsteuerbar ist der Kauf eines 

Grundstücks. Der Begriff des Grund-
stücks richtet sich nach dem Zivilrecht. 
Danach gehört Zubehör nicht zum 
Grundstück.

•  �Zubehör sind bewegliche Sachen, die 
nicht Bestandteil des Grundstücks sind, 
aber dem wirtschaftlichen Zweck des 
Grundstücks dienen sollen und zum 
Grundstück in einem entsprechenden 
räumlichen Verhältnis stehen. Die Re- 
gelung zum Zubehör fordert somit ein 
Abhängigkeitsverhältnis zwischen dem 
Grundstück als Hauptsache und dem 
Zubehör als Hilfssache.

•  �Eine Ladeneinrichtung ist Zubehör eines 
Betriebs- oder Geschäftsgrundstücks, da 
sie dem Betrieb bzw. Geschäft dient. Dies
gilt jedenfalls dann, wenn der wirtschaft-
liche Schwerpunkt des Betriebs auf dem 
Grundstück liegt und wenn auch der 
Erwerber den Geschäftsbetrieb fortführt.

•  �Der Kaufpreis gehörte daher nicht zur Be-
messungsgrundlage für die Grunder-
werbsteuer, soweit er auf das Zubehör 
entfiel. Das FG hat diesbezüglich den 
Kaufpreis aufgeteilt; diese Aufteilung 
war nicht zu beanstanden.

Hinweise: Auch der Kaufpreis, der auf Ma- 
schinen entfällt, die sich auf einem Be- 
triebsgrundstück befinden, oder der Kauf- 
preis, der auf eine Einbauküche entfällt, 
unterliegen nicht der Grunderwerbsteuer. 
In der Praxis kann es ratsam sein, den Ge- 
samtkaufpreis im Kaufvertrag entsprechend
aufzuteilen, und zwar auf das Grundstück 
einerseits und auf das Zubehör anderer-
seits, um dem Finanzamt die Ermittlung 
der zutreffenden Bemessungsgrundlage zu 
erleichtern. Der auf das Zubehör entfallen-
de Preis darf jedoch nicht überhöht sein.
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  wpg@dornbach.de  ·  www.dornbach.de	

WEITERE INFORMATIONEN

Detaillierte Informationen zum Veranstaltungsort, Ablauf 
und zur Anmeldung finden Sie auf unserer Homepage 
www.dornbach.de unter Events oder Sie wenden sich 
direkt an Frau Lydia Schmidt, PR- und Marketing-Referentin:
Telefon:  +49 261 94 31 - 438
Mail:      lschmidt@dornbach.de

STANDORTE

Bad Homburg / FFM · Bergisch Gladbach · Bergisch 
Gladbach / NL von Köln · Berlin · Bonn · Darmstadt · 
Dessau-Roßlau · Flughafen FF / Hahn · Frankfurt am Main · 
Hamburg · Koblenz · Köln · Lutherstadt Wittenberg ·  
Mainz · München · Pforzheim · Pirna · Rinteln · Saar- 
brücken · Solingen · Wetzlar

  Veranstaltungstermine von und mit DORNBACH	

24. November 2020
ONLINE SEMINAR: Steuern und Sport – Wir machen Sie fit!

Seit jüngerer Zeit geraten Sportvereine und Clubs stärker in den 
Fokus der Finanzverwaltung. Hiervon betroffen sind nicht nur 
Profi-, sondern auch Amateursportvereine. In einigen Fällen haben 
„steuerliche Fehler“ schon zu einer existenzbedrohlichen Krise 
geführt. Auch die Organhaftung des Vorstands spielt dabei eine 
wichtige Rolle.


